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CSU: Politik auf Sparflamme 
 
Am 06. November 2003 kündigte Stoiber in seiner Regierungserklärung einen rigorosen 
Sparkurs an. Stoiber will bis 2008 15% im Landeshaushalt kürzen, davon allein10% im Jahr 
2004. 
Diese Haushaltskürzungen Stoibers und ihre Auswirkungen auf die Menschen ist zur Zeit 
bestimmendes Thema der bayerischen Landespolitik. Auch für die Jusos Bayern war die 
Auseinandersetzung mit Stoibers Plänen ein Arbeitsschwerpunkt der letzten Monate. 
 
Bereits bei der außerordentlichen Landeskonferenz im Dezember 2003 haben sich die Jusos 
Bayern mit den Plänen Stoibers beschäftigt. Doch seit Dezember 2003 hat sich einiges 
getan. In diesem Rotweißblau-extra dokumentieren wir den Beschluss der außerordentlichen 
Landeskonferenz, die Pläne Stoibers und die Auswirkungen der Kürzungen. 
 
André Pöhler 
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Beschluss der außerordentlichen Landeskonferenz 
2003 der Jusos Bayern, 12.2003  
 

- Auszüge -  
 

Mut zur Veränderung – Kurswechsel in der Steuerpolitik 
 

I. Einleitung 
 
Der große Knall nach der bayerischen Landtagswahl ließ nicht lange auf sich warten: Schon 
nach der ersten Kabinettsklausur kündigte Edmund Stoiber die vermeintliche Notwendigkeit 
eines strikten Sparkurses auch für Bayern an. Er konkretisierte diese Ankündigungen am 6. 
November in einer Regierungserklärung vor dem Bayerischen Landtag: 10 % quer über alle 
Ressorts sollen schon in 2004 eingespart werden, 15 % letztlich bis 2008. Im Ergebnis soll 
so das prestigeträchtige aber nicht weiter begründungspflichtige Ziel eines ausgeglichenen 
Haushalts bis 2006 erreicht werden können.  
 
Gegen die Kürzungen, die auch und vor allem sensible Bereiche wie die Bildungspolitik 
betreffen werden, regt sich nun erster und breiter Widerstand. Angesichts der Dramatik der 
Stoiberschen Pläne besteht in den laufenden und zu erwartenden Auseinandersetzungen die 
Chance, auch grundsätzliche Fragen über die Finanzierung (und Finanzierbarkeit) unseres 
Gemeinwesens in der Debatte zu verorten und denen, die einen Rückzug des Staates auf 
allen Ebenen proklamieren, egal ob in der Landesplanung oder in der Bildungsfinanzierung, 
entschieden entgegen zu treten.  
 
Erfolgreich kann ein solche Auseinandersetzung aber letztlich nur verlaufen, wenn es 
tatsächlich gelingen kann, Zusammenhänge zwischen den akuten Einsparungen, den diesen 
zugrunde liegenden wirtschaftspolitischen Grundüberzeugungen vom "schlanken Staat" 
sowie verteilungspolitischen Problemlagen deutlich zu machen. Wenn dies nicht geleistet 
werden kann, besteht zwar dennoch die Chance, dass die eine oder andere jetzt 
angekündigte Haushaltskürzung letztlich den parlamentarischen Beratungsprozess nicht 
überstehen wird, neoliberale Argumentationsmuster wären aber im Ergebnis doch erneut 
erfolgreich gewesen.  
 
Aufgabe der Jusos wie der sozialdemokratischen Landtagsfraktion muss es sein, 
aufzuzeigen, dass Kürzungen im öffentlichen Dienst oder an den Hochschulen, an den 
Gymnasien oder beim Erziehungsgeld nicht isoliert nebeneinander stehen oder gar nur die 
jeweils betroffenen Interessengruppen tangieren, sondern dass sich dahinter die einfachen 
aber entscheidenden Fragen verbergen, wieviel Staat wir brauchen, wieviel Staat wir uns 
leisten wollen und wer letztlich die Grundlagen für seine Finanzierbarkeit gewährleisten soll. 
Wenn Oppositionspolitik sich darin erschöpft, einzelne Maßnahmen der CSU-
Staatsregierung anzuprangern ohne deren Grunddogmen offensiv in Frage zu stellen, wird 
sie als (gesellschafts-)politische Alternative nicht in Erscheinung treten können. 
II. Zum Zustand der öffentlichen Infrastruktur 
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Dem Staat fehlt auf allen Ebenen das Geld, um dringend erforderliche Investitionen in die 
Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft tätigen zu können. Die staatlichen Ausrüstungs- und 
Bauinvestitionen wurden von 1992 bis 2001 um 16 Prozent zurückgeschraubt. Die 
Investitionstätigkeit der Kommunen, die das Gros der Leistungen in diesem Bereich 
erbringen, ist in den letzten 10 Jahren geradezu weggebrochen. In Westdeutschland ist ein 
Rückgang von 23,9 Mrd. EUR im Jahr 1992 auf nur noch 17,5 Mrd. EUR im Jahr 2002 zu 
verzeichnen. In Ostdeutschland hat sich im gleichen Zeitraum der Betrag von 9,6 Mrd. EUR 
auf 4,8 Mrd. EUR sogar halbiert. 

Dies hat zum einen zur Folge, dass vielerorts die öffentliche Infrastruktur einen 
beklagenswerten Zustand erreicht hat. Löcher in Schuldächern, Schlaglöcher auf 
Kreisstraßen sind für die Bürgerinnen und Bürger die sichtbarsten Zeichen dieser 
Entwicklung. Die lahmende Investitionstätigkeit der öffentlichen Hände und insbesondere der 
Kommunen bedeutet jedoch auch, dass eine wichtige Chance, aus der derzeitigen 
Wirtschaftskrise durch staatliche Impulsgebung herauszuwachsen, schlicht vertan wird. 
 
III. Stoibers Vorschläge im Einzelnen (unvollständige Auswahl) 
 
• Hart treffen werden die Kürzungsmaßnahmen insbes. die Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes. Für Beamte werden Weihnachts- und Urlaubsgeld gekürzt, die Arbeitszeiten im 
öffentlichen Dienst sollen auf 42 Stunden pro Woche erhöht werden.  

 
• Auch die Qualität und Quantität öffentlicher Leistungen wird von Stoiber in Frage gestellt. 

Der Freistaat wird sich aus staatlichen Beratungsangeboten (z.B. Ernährungsberatung) 
zurückziehen, die Landesplanung, Voraussetzung für eine Konflikte minimierende und 
insbes. auch strukturpolitisch und ökologisch verantwortungsvolle Landesentwicklung, 
soll reduziert werden, die Regionalen Planungsverbände werden komplett aufgelöst. 
Behörden, sollen zusammengefasst oder ganz abgeschafft werden. Ohnehin schon 
chronisch überlasteten Verwaltungszweigen wird eine weitere „Straffung“ der 
Organisation verordnet, so soll z.B. bei der Polizeiorganisation der Verwaltungsaufwand 
um 25 % (!) reduziert werden. 

 
• Getroffen wird, und hier zeigt sich der auch angebotspolitische Unsinn der Stoiber-Pläne, 

auch der Bildungsbereich. Die gymnasiale Schulzeit soll beispielsweise auf acht Jahre 
verkürzt werden, hoffnungslos überforderte Hochschulen müssen auf weitere Teile ihrer 
Etats verzichten und nach Ermöglichung durch das Bundesverfassungsgericht sollen die 
Studierenden über Studiengebühren - Goppel sprach zuletzt von 600 Euro pro Semester 
- die von Stoiber aufgerissenen Löcher in den Hochschulhaushalten wieder stopfen.  

 
IV. Staatsfinanzen stärken – Lebensqualität sichern 
 
Statt auf die – vor allem konjunkturell bedingte – Einnahmesituation mit blindem Sparen zu 
reagieren, Nachfrageausfälle zu produzieren, die Angebotsbedingungen zu verschlechtern 
und damit geringeres Wirtschaftswachstum, niedrigere Steuereinnahmen und weitere 
Haushaltslöcher verantworten zu müssen, ist auf die Krise der öffentlichen Haushalte, die, 
nachdem das Tafelsilber verschleudert wurde, auch in Bayern durchschlägt, 
konjunkturpolitisch verantwortungsvoll (antizyklisch) zu reagieren und die Finanzierung des 
Gemeinwesens dauerhaft zu stärken. Nur so kann Lebensqualität in Bayern heute und für 
zukünftige Generationen gesichert werden. Stoibers Spardiktat ist das Gegenteil von 
verantwortungsbewusster Haushaltspolitik: Eine mögliche konjunkturelle Erholung wird durch 
die Staatsregierung schon im Keim erstickt. 
 
Im Einzelnen schlagen wir vor: 
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• Unter den derzeitigen schwierigen konjunkturellen Bedingungen ist auf die geplanten 
Globalkürzungen zu verzichten. Der Haushalt des Freistaates soll in 2004 gegenüber 
2003 real um mind. 1 % wachsen, für die Zukunft sind mind. Steigerungsraten 
vorzusehen, die ein inflationsbereinigt konstantes Haushaltsvolumen bewirken.  

 
• Um eine konjunkturgerechte Haushaltspolitik auch in Bayern zu ermöglichen, ist eine 

Neudefinition des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes, wie von den Jusos 
Bayern seit vielen Jahren gefordert unumgänglich.  

 
• Eine weitere Privatisierung von Bildungsausgaben muss unterbleiben. Die Einführung 

von Studiengebühren – egal in welcher Ausgestaltung – lehnen wir ab. Bildung ist nicht 
nur eine Aufgabe des Einzelnen, sie liegt auch und vor allem im 
gesamtgesellschaftlichen Interesse und ist damit in erster Linie eine staatliche Aufgabe. 
Wer die Einführung von Studiengebühren forcieren will, nimmt billigend in Kauf, dass in 
Zukunft noch weniger Studierende aus ArbeitnehmerInnenhaushalten den Weg an die 
Hochschulen finden.  

 
• Auch Bayern benötigt eine Stabilisierung seiner Steuereinnahmen. Wir begrüßen, dass 

die SPD Initiativen zu einer Erhöhung des Aufkommens aus der Erbschaftsteuer 
ergreifen will. Von der CSU erwarten wir, dass sie sich entsprechenden Schritten nicht 
entgegenstellen wird. Dabei kann es jedoch nicht bleiben: Die Forderung nach einer 
Wiedererhebung einer verfassungskonform ausgestalteten Vermögensteuer 
(Millionärssteuer), die unmittelbar dem Landeshaushalt zugute kommen würde, bleibt auf 
der Tagesordnung.  

 
• Statt blind zu sparen, ist eine Stärkung der Steuerverwaltung in Bayern unverzichtbar. Es 

muss Schluss damit sein, dass in Bayern Standortpolitik durch eine unzureichende 
Ausstattung mit SteuerfahnderInnen und BetriebsprüferInnen betrieben wird. Die 
Stellenzahlen und Eingruppierungen sind umgehend dem Standard z.B. Nordrhein-
Westfalens anzupassen. Es kann nicht sein, dass der Staat billigend in Kauf nimmt, 
wenn sich Gutverdienende ihrer ohnehin schon reichlich bescheidenen Steuerpflicht 
ohne allzu große Angst vor Entdeckung durch Steuerhinterziehung entziehen können. 

 
• Zu noch weiteren Absenkungen des Spitzensteuersatzes im Rahmen einer von vielen 

Seiten geforderten "grundlegenden" Reform des Einkommensteuerrechts darf es nicht 
kommen. Nachgedacht werden sollte in diesem Zusammenhang jedoch über eine 
Anpassung des Progressionsverlaufs an die Einkommensentwicklung der letzten Jahre. 

 
 
Die Entwicklung seit Jahresbeginn 
 
von André Pöhler 
 
Anfang Januar konkretisierten Staatsregierung und CSU-Landtagsfraktion die Sparpläne bei 
der Klausurtagung in Kreuth. Nach der Klausurtagung erweckte die CSU-Fraktion in einer 
geschickten Inszenierung den Eindruck, als habe sie das Schlimmste verhindert. Scheinbar 
ging die Staatsregierung auf einen Teil der Proteste aus der Bevölkerung und der CSU-
Abgeordneten ein. Doch in Wirklichkeit gab es nur unbedeutende Veränderungen. Das 
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Sparvolumen blieb fast unverändert (es sinkt von 2,5 auf 2,44 Mrd. Euro), lediglich einige 
Schwerpunkte wurden anders gesetzt. 
Inzwischen hat das Finanzministerium den Entwurf für den Nachtragshaushalt in den 
Landtag eingebracht.1  
Insgesamt sollen gegenüber der ursprünglichen Planung im Jahr 2004 2,07 Mrd. Euro 
gekürzt werden. Davon sollen 1,66 Mrd. bei den einzelnen Ministerien gekürzt werden, 0,41 
Mrd. sind Globaleinsparungen, z.B. die Kürzung des Weihnachts- und Urlaubsgeldes für die 
Beamten. Ein Konsolidierungsbetrag von 2,44 Mrd. ergibt sich, weil 0,37 Mrd. 
Mehreinnahmen durch die Steueramnestie erwartet werden. 
Für die einzelnen Ministerien sind Sparquoten von 1,7% (Unterricht und Kultus) bis 15% 
(Wirtschaft, Verkehr und Technologie) vorgesehen. 
Obwohl 2,07 Mrd gekürzt werden, sinken die Ausgaben nur um ca. 1 Mrd. Euro. Dies hat 
zwei Ursachen.  
- Zum einen gibt es im Haushalt jedes Jahr zwangsläufige Steigerungen auf der 

Ausgabenseite, die tatsächlich erbrachte Ausgabekürzungen im Ergebnis teilweise 
kompensieren. Einsparungen an der einen Stelle werden durch Ausgabesteigerungen an 
anderer Stelle „optisch aufgefressen“. Beispiel hierfür ist der um 140 Mio. Euro 
gestiegene Zuschuß an die Bezirke für Sozialhilfeausgaben. Wenn man diese 
Erhöhungen der Ausgaben an anderer Stelle im Haushalt in voller Höhe einspart, erreicht 
man zwar echte Ausgabekürzungen, das Haushaltsvolumen selbst bleibt aber gleich. 

- Zum anderen tragen zum Konsolidierungsvolumen von 2,44 Mrd. ¤ auch 
Verbesserungen auf der Einnahmenseite bei. So wird zum Beispiel der Fonds, aus dem 
der Bayerische Meisterpreis gespeist wurde, aufgelöst; die Mittel in Höhe von rd. 80 Mio. 
¤ werden zur Abdeckung der Steuerausfälle verwendet. Sie fließen der Einnahmenseite 
des Haushalts zu und erhöhen damit insgesamt das Haushaltsvolumen. 

 
 
Daten Nachtragshaushalt 2004 
zusammengestellt von André Pöhler 
 
1. Wieviel wird gespart? 
• Konsolidierungsvolumen 2,44 Mrd. 

- 1,66 Mrd. Einzelressorts 
- 0,41 Mrd. Globaleinsparungen, z.B. Weihnachts- und Urlaubsgeld, 

Arbeitszeit 
- 0,37 Mrd. Mehreinnahmen aus Steueramnestie 

• Haushaltsvolumen sinkt nur um ca. 1 Mrd. 
- in Teilbereichen höhere Ausgaben, z.B. Zuschüsse für Sozialhilfe 
- Verbesserung Einnahmeseite, z.B. Auflösung Fonds für 

Meisterförderung 
 
2. Daten Haushalt 
• Haushaltsvolumen (in Mrd. Euro) 

 2003 2004 bisher 2004 neu Änderung 
formal 35,29 34,94 34,05 -0,9 

 
1 Der Haushalt wird immer als Doppelhaushalt, d.h. für zwei Jahre beschlossen. Der Doppelhaushalt, 
der die Jahre 2003/2004 umfasst, wurde bereits Ende 2002 beschlossen. Daher muss für 
Änderungen im Jahr 2004 ein Nachtragshaushalt beschlossen werden. 
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bereinigt2 34,7 34,52 33,52 -1 
 

• Investitionsquote 
 ohne mit 
 Privatisierungserlöse Privatisierungserlösen 
2004 (bisher) 14,3% 14,5% 
2004 (neu) 12,1% 12,4% 

 

• Kürzungen in den Einzelplänen 
 Kürzung in Mio. Kürzung in % Nachtrag 2004 
 im Vgl. zu 2003 im Vgl. zu 2003 in Mio. 
Epl. 01 – Landtag 3 3,8 79,5 
Epl. 02 – Staatskanzlei 8 11,1 63,9 
Epl. 03A – Inneres 69 2,4 2927,4 
Epl- 03B – Oberste Baubehörde 173 15,0 1369,0 
Epl. 04 – Justiz 56 3,6 1598,9 
Epl. 05 – Kultus 126 1,7 7842,1 
Epl. 06 – Finanzen 38 2,4 1620,3 
Epl. 07 – Wirtschaft 81 15,0 1567,1 
Epl. 08 – Landwirtschaft 99 12,9 1054,2 
Epl. 09 – Forsten 15 8,2 177,1 
Epl. 10 – Soziales 161 9,9 1818,6 
Epl. 11 – Rechnungshof 0,2 0,7 30,5 
Epl. 12 – Umwelt und Gesundheit 114 14,1 809,4 
Epl. 13 – Allgem. Finanzverwaltung 564 3 8876,5 
Epl. 15 – Wissenschaft 172 5,1 3970,9 
 
3. Was wird gekürzt? – Beispiele (Zahlen in Mio.) 
 

 
2 Hier sind die Verwendung der Privatisierungserlöse und besondere Finanzierungsvorgänge 
herausgerechnet 
3 Der Einzelplan 13 umfaßt insbesondere Ausgaben für den Länderfinanzausgleich, den kommunalen 
Finanzausgleich und Schuldendienst. Für diesen Einzelplan ist keine Sparquote ausgewiesen. Denn 
ein großer Teil der Minderausgaben ist darauf zurückzuführen, dass Steuermindereinnahmen in Form 
von Zuschusskürzungen an die Kommunen weitergegeben werden. Insgesamt ergeben sich daraus 
Kürzungen für die Kommunen in Höhe von 309 Mio. Euro. Dies ist vor allem auf geringere 
Bundesmittel und Beiträge der Kommunen zurückzuführen. Die reinen Landesleistungen vermindern sich 
um 15,3 Mio. Euro, das sind gegenüber 2003 nur 0,3%. 
Allerdings ergeben sich in einigen anderen Einzelplänen Kürzungen für die Kommunen. Dies betrifft 
vor allem die Zuschüsse für die Wasser- und Abwasserversorgung aus dem Haushalt des 
Umweltministeriums. 
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Epl. 03A – Innen 
- Bau und Bauunterhalt 28,8 
- IuK (Informations- und Telekommunikationstechnik) 12,2 
- Sachinvestitionen (inkl. IuK) Polizei 25,2 
- Kostenerstattung Rettungsdienst 5,0 

 
Epl. 03B – Oberste Baubehörde 

- sozialer Wohnungsbau (Abwicklung) 44,2 
- sozialer Wohnungsbau (Neubewilligungen) 40,5 
- Städebau 21,9 
- Wohnungsmodernisierung 8,9 
- Straßenbau 6,0 

 
Epl. 05 – Kultus 

- Zuschüsse Privatschulen 42,9 
- Sportförderung für Vereine 6,3 
- Jugendarbeit 3,8 
- Erwachsenenbildung 3,0 

 
Epl. 07 – Wirtschaft 

- regionale und strukturelle Wirtschaftsförderung 41,1 
- Schienenpersonennahverkehr 20,8 
- ÖPNV 28,0 
 

Epl. 10 – Arbeit 
- Landeserziehungsgeld 36,5 
- Landesblindengeld 11,3 
- Asylbewerber 59,4 
 

Epl. 12 - Umwelt 
- Verbraucherschutz (u.a. BSE-Tests, Lebensmittelkontrolle) 19,1 
- Förderung Wasserversorgung 34,7 
- Förderung Abwasseranlagen 138,4 
- Naturschutzförderung 7,0 
- Tierseuchenbekämpfung 6,6 
 

Epl. 13 – Allgem. Finanzverwaltung 
- kommunaler Finanzausgleich 309 

Kürzungen der Zuschüsse für Straßenbau, Kindergärten, Schülerbeförderung, 
ÖPNV, Schulbau, Kränkenhäuser 

 
Epl. 15 – Wissenschaft 

- Hochschulbau 68,0 
- Stellenkürzungen (ca. 300) 13,7 
- Verwaltungsgebühren 22,83 
- Lehre und Forschung 21,7 
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DIW-Gutachten zu den Sparplänen 
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) hat im Auftrag der SPD-
Landtagsfraktion die Auswirkungen von Stoibers Sparplänen untersucht. Im Folgenden 
drucken wir Auszüge aus diesem Gutachten ab. 

 
Fiskalische und ökonomische Bewertung der 
Sparbeschlüsse der Bayerischen Staatsregierung 

 
 (…) 

2 Gesamtwirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen 
(…) 
Die vergangenen Jahre waren durch eine zähe wirtschaftliche Stagnation geprägt. Sie hat 
tiefe Spuren in den öffentlichen Haushalten - und zwar sowohl auf der Ebene des Bundes, 
der Länder wie auch der Gemeinden - hinterlassen. So sind die Finanzierungsdefizite des 
Bundes in den Jahren 2000 bis 2002 von 24 Mrd. Euro auf 33 Mrd. Euro gestiegen; im Jahre 
2003 dürfte sich der Fehlbetrag sogar auf nahezu 40 Mrd. Euro belaufen haben. Noch 
schlechter entwickelten sich die Länderfinanzen, denn ihre Defizite schnellten in dieser Zeit 
von 10 Mrd. Euro auf ebenfalls etwa 40 Mrd. Euro in die Höhe, und selbst die Gemeinden 
verbuchten 2003 ein Rekorddefizit, nachdem sie im Jahre 2000 noch mit einem Überschuss 
abgeschlossen hatten. 
Nicht nur fielen in den letzten Jahren die öffentlichen Defizite stets höher als ursprünglich 
geplant aus. Auch wurde die im europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt gezogene 
Defizitgrenze deutlich überschritten - und dies, obwohl die Finanzpolitik die „automatischen 
Stabilisatoren“ des Steuer- und Transfersystems nur eingeschränkt zur Wirkung kommen 
ließ und immer wieder auf die konjunkturbedingten Belastungen mit Ausgabekürzungen 
reagierte. Diese Bemühungen ähnelten dem Versuch, mit einem Sieb Wasser schöpfen zu 
wollen. Die Crux besteht darin, dass die Verschuldungsgrenzen die Finanzpolitik gerade 
dann blockieren, wenn diese stabilisierungspolitische Verantwortung übernehmen soll, der 
Talfahrt also entgegenwirken und sie nicht noch beschleunigen soll. 
Jeder Versuch, die Referenzwerte einhalten zu wollen, muss in einer Rezession und erst 
recht in einer langen Stagnationsphase scheitern. Allerdings wäre es verfehlt, aus dieser 
Einschätzung heraus ein Plädoyer für permanent steigende Staatsschulden abzuleiten. Eine 
langfristig steigende Staatsschuldenquote würde die finanzpolitische Handlungsfähigkeit auf 
Dauer gefährden, denn in immer stärkerem Maße müssten Steuereinnahmen zur 
Finanzierung des Schuldendienstes eingesetzt werden und stünden nicht zur Finanzierung 
von Staatsaufgaben zur Verfügung. Jedoch ist nicht eine Rezession oder Stagnation, 
sondern ein Aufschwung der richtige Zeitpunkt, um die Konsolidierung der Staatsfinanzen 
voranzutreiben. Umso mehr kommt es darauf an, zwischen kurz- und mittelfristigen 
Perspektiven der Finanzpolitik zu unterscheiden. Dabei ist natürlich die Frage relevant, in 
welchem Maße die Finanzpolitik für stabilisierungs- und wachstumspolitische Ziele 
eingesetzt werden kann und welche institutionellen Hemmnisse ihre Wirkung 
beeinträchtigen. 
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(…) 
 

4 Entwicklungstendenzen im bayerischen Landeshaushalt 
Zwar ist auch Bayern von der zähen wirtschaftlichen Stagnation in den letzten Jahren nicht 
verschont geblieben. Dennoch verlief die Entwicklung besser als im Durchschnitt der 
westdeutschen Flächenländer.5 Während sich im Zeitraum 1995 bis 2002 das nominale 
Bruttoinlandsprodukt der westdeutschen Flächenländer - bezogen auf die Zahl der 
Einwohner – um 15 % erhöhte, belief sich der Zuwachs in Bayern auf 20 % (Abbildung 1). 
Auch die Pro-Kopf-Einnahmen im bayerischen Landeshaushalt entwickelten sich besser als 
der Durchschnitt der westdeutschen Flächenländer; sie sind per Saldo um 10 % gestiegen, 
während sich für die Flächenländer nur ein Plus von 5 % errechnet. Dies lag vor allem an 
den Steuereinnahmen, obwohl ein gewichtiger Teil der wachstumsbedingten 
Mehreinnahmen über den Länderfinanzausgleich abgeschöpft wird. 
Infolge des hohen Anteils der Länder an den sog. Gemeinschaftssteuern hatten die Länder 
etwa in gleichem Maße wie der Bund steuerreform- und konjunkturbedingte Steuerausfälle 
zu verkraften. Im Zuge der konjunkturellen Erholung in den Jahren 1998 bis 2000 waren die 
Steuereinnahmen der Länder wieder kräftiger expandiert, in Bayern noch etwas stärker als 
im Durchschnitt der anderen Länder. Im Jahre 2001 war die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung ins Stocken geraten. Dies und die Steuerreform - Reform der 
Unternehmenssteuer und erste Stufe der dreistufigen Einkommensteuerreform - zogen 
gewaltige, in dieser Höhe aber völlig unerwartete Steuerausfälle nach sich. Davon betroffen 
war auch der bayerische Landeshaushalt, doch fiel der Rückgang etwas schwächer als im 
Durchschnitt aus. Dennoch lagen die Steuereinnahmen im Jahre 2002 um fast 7 % unter 
dem Niveau von 2000. Einen solch starken Einbruch des Steueraufkommens hatte es bis 
dahin noch nicht gegeben. 
(…) 
Für 2003 zeichnet sich in Bayern ein weiterer Rückgang bei den Steuereinnahmen ab. Die 
bis zum November gebuchten Steuereinnahmen bleiben um fast 2 % hinter dem 
vergleichbaren Vorjahreszeitraum zurück, und auch die übrigen Einnahmen liegen 
geringfügig unter dem Ergebnis des Vorjahrs. 
Im Gegensatz zu den Einnahmen entwickelten sich die Ausgaben des bayerischen 
Landeshaushalts moderat und weitgehend parallel zu den Ausgaben der westdeutschen 
Flächenländer. Rund 40 % aller Ausgaben sind Personalausgaben; sie sind seit 2000 in 
Bayern - bei insgesamt sehr mäßiger Expansion - etwas rascher als im westdeutschen 
Durchschnitt gestiegen. In Bayern ist weniger Personal als in den westdeutschen 
Flächenländern abgebaut worden: Während sich in den anderen Ländern der Personalstand 
in den Jahren 2000 bis 2002 von 19,1 Vollzeitäquivalente je 1 000 Einwohner auf 16,4 
verringert hatte, reduzierte sich in Bayern die Relation nur von 19,4 auf 19,0. 
Bei den Sachinvestitionen sind die Entwicklungsunterschiede sehr viel ausgeprägter. Sie 
wurden in den Jahren 1995 bis 1998 sehr stark ausgeweitet und sind seitdem etwas 
rückläufig, aber noch immer um knapp ein Fünftel höher als im Ausgangsjahr 1995. Die 
westdeutschen Flächenländer hatten ihre Sachinvestitionen bis zum Jahr 2000 um fast 10 % 
angehoben, doch dann stark gekürzt, so dass sie unter das Ausgangsniveau gefallen sind. 
Die vergleichsweise äußerst positive Entwicklung der investiven Ausgaben in Bayern ist vor 
allem darauf zurückzuführen, dass der Freistaat sich in den 90er Jahren von zahlreichen 
Beteiligungen an Unternehmen getrennt und diese Mittel für investive Zwecke - teils 
mittelbar, teils unmittelbar - eingesetzt hat. Auch die laufenden Zuweisungen für die 
Gemeinden wurden in Bayern stärker als im westdeutschen Durchschnitt angehoben, die 
investiven Zuschüsse sind parallel verlaufen. 
(…) 
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5 Bayerns Versorgung mit öffentlichen Gütern im regionalen 
Vergleich 
 
5.1 Ausgaben und Verschuldung 
Vergleicht man die Pro-Kopf-Ausgaben im bayerischen Landeshaushalt mit den Ausgaben 
der westdeutschen Flächenländer bzw. denen der großen und wirtschaftsstarken Länder 
Baden-Württemberg, Hessen und Nordrhein-Westfalen, so zeigen sich in der Summe eher 
geringe Differenzen. So lagen im Jahre 2002 die Ausgaben in Bayern bei 2 791 Euro je 
Einwohner, während sie im westdeutschen Durchschnitt 2 776 Euro betrugen. Wie bereits 
erwähnt, ist dieser nicht sonderlich ausgeprägte Unterschied auch Folge der im Prozess des 
Finanzausgleichs nivellierten Finanzkraft. Während die Wirtschaftskraft Bayerns je 
Einwohner 2002 um knapp 11 % über dem westdeutschen Durchschnitt gelegen hatte, 
betrug der Abstand bei den Steuereinnahmen lediglich 5 %. Sowohl Hessen (7 %) als auch 
Baden-Württemberg (4 %) gaben im Jahre 2002 mehr aus, während die Pro-Kopf-Ausgaben 
in Nordrhein-Westfalen um 5 % niedriger lagen. Ein gewichtiger Teil der Diskrepanzen erklärt 
sich aus den Leistungen im Rahmen des Länderfinanzausgleich: Mit 337 Euro je Einwohner 
schlugen sie in Hessen am stärksten zu Buche, während sie in Nordrhein-Westfalen bei 
lediglich 31 Euro je Einwohner lagen. Für Bayern errechnen sich 188 Euro, für den 
Durchschnitt der westdeutschen Flächenländer 48 Euro. Bei den Zahlungen an die 
Gemeinden liegt Bayern mit insgesamt 513 Euro pro Kopf der Bevölkerung im unteren 
Bereich; im Durchschnitt werden 574 Euro gezahlt, Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen weisen höhere Ausgaben auf. Hingegen sind im Freistaat die investiven 
Ausgaben - Sachinvestitionen und Investitionszuschüsse an Dritte - mit Abstand am 
höchsten. Merkliche Unterschiede zeigen sich auch bei den sozialen Leistungen (einschl. 
Zuweisungen an soziale Einrichtungen), die in Bayern mit 211 Euro weit höher waren als im 
westdeutschen Durchschnitt (167 Euro) wie auch in den anderen großen Flächenländern. 
Bei den Zinsausgaben wiederum sind die Pro-Kopf-Werte in Bayern so niedrig wie 
nirgendwo: Während in Bayern 78 Euro zu Buche standen, errechnen sich für den 
Durchschnitt 208 Euro, in Nordrhein-Westfalen waren es sogar 254 Euro. Fazit: Auch wenn 
die Diskrepanzen in den Ausgabenniveaus nicht sonderlich ausgeprägt sind, so sind doch 
signifikante Unterschiede in der Ausgabenstruktur erkennbar. 
Beim Vergleich der jährlichen Neuverschuldung - also der Finanzierungsdefizite - zeigt sich 
der bereits erwähnte Tatbestand, dass der bayerische Landeshaushalt wie in den Jahren 
zuvor auch 2002 ein sehr niedriges Defizit aufwies, allerdings das Tempo der Veränderung 
hin zu höheren Defiziten ähnlich hoch wie anderswo war. Nimmt man den Schuldenstand, 
also die bis zum Jahre 2002 kumulierten Defizite aller Vorjahre zum Maßstab, so weist der 
Freistaat mit Abstand die geringste Pro-Kopf-Verschuldung auf: Während auf den 
bayerischen Bürgern eine Landesschuld von 1 556 Euro lastet, beläuft sich die Schuld in den 
westdeutschen Flächenländern auf 3 980 Euro. Ein wenig getrübt wird die Bilanz dadurch, 
dass die bayerischen Gemeinden, die ja verfassungsrechtlich Teil des Landes sind, im 
regionalen Vergleich im Durchschnitt liegen - in Bayern betrugen die Schulden 1082 Euro, 
und mehr noch dadurch, dass die kommunale Neuverschuldung in Bayern im Jahre 2002 mit 
108 Euro fast doppelt so hoch wie im Durchschnitt ausfiel. Dies deutet darauf hin, dass auch 
die bayerischen Kommunen inzwischen erheblichen Finanzproblemen gegenüberstehen. 

5.2 Personalausstattung 
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Im Vergleich zum Durchschnitt der westdeutschen Länder beschäftigt das Land Bayern mehr 
Personal. Folgt man den Ergebnissen der Personalstandsstatistik, so waren im Jahre 2002 
in  Bayern 19,0 Beschäftigte (auf Vollzeit umgerechnet) im Landesdienst tätig, in den 
Flächenländern waren es 18,4. Unterschiede zeigen sich in den Allgemeinen Diensten, an 
den Hochschulen und im Verkehrssektor, in denen der Personalstand Bayerns höher ist, 
sowie im schulischen Bereich, in dem deutlich weniger Personal als im Länderdurchschnitt 
eingesetzt wird. Allerdings bieten diese Relationen nur sehr grobe Informationen, und es 
macht keinen Sinn, das Personal der Schulen oder Hochschulen auf die Zahl der Einwohner 
zu beziehen. Hier sollten die spezifischen Bedarfsträger wie Schüler und Studenten 
herangezogen werden. 
Im kosten- und personalintensiven Schulbereich eignen sich für einen Vergleich die erteilten 
Wochenunterrichtsstunden je Schüler nach Schularten bzw. die Schüler je Lehrer 
(Vollzeitäquivalent). Durch die Schüler-Lehrer-Relation werden eher kostenorientierte 
Überlegungen zum Ausdruck gebracht, während im anderen Falle der Versorgungsaspekt im 
Mittelpunkt steht. In der Summe werden in Bayern Schülern gleich viele Unterrichtsstunden 
erteilt wie im Durchschnitt der westdeutschen Flächenländer. Rein quantitativ gesehen ist die 
Versorgung in Baden-Württemberg deutlich besser, in Nordrhein-Westfalen deutlich 
schlechter. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt man, wenn man die Schüler-Lehrer-Relationen 
betrachtet, oder auch, wenn man zwischen beruflichen Schulen und allgemein bildenden 
Schulen differenziert. 
An den bayerischen Hochschulen ist die Betreuungssituation - sowohl bezogen auf das 
wissenschaftliche als auch auf das sonstige Personal - günstiger als im Durchschnitt der 
westdeutschen Flächenländer. Auch im Vergleich zu Nordrhein-Westfalen und Hessen 
ergeben sich günstigere Werte, während das Land gegenüber Baden-Württemberg 
schlechter dasteht. Für die finanzielle Belastung des Landeshaushalts ist auch die 
Studentendichte (Studenten je 1 000 Einwohner) aussagekräftig. Sie war 2002 in Bayern mit 
1,87 mit Abstand am niedrigsten und lag weit unter dem Durchschnitt (2,3). Anhand der 
Kennziffer Grundmittel je Student kann eine Aussage darüber getroffen werden, wie viele 
Grundmittel je Studierenden der Hochschulträger den Hochschulen für Lehre und Forschung 
zur Verfügung stellt. Die Unterschiede werden zu einem erheblichen Teil von dem Gewicht 
bestimmt, das betreuungsintensive Studienfächer an den jeweiligen Hochschulen haben. So 
verursacht ein Studierender in der Humanmedizin etwa 28 100 Euro an laufenden Ausgaben 
pro Jahr, während bei den Rechts- und Sozialwissenschaftlern lediglich 2 100 Euro zu Buche 
stehen. Bei der Relation Grundmittel je Studierenden lag Bayern im Jahre 2002 mit 10 015 
Euro deutlich über dem Durchschnitt: 
 
 

Bayern 10.015 Euro 

Baden-Württemberg 10.874 Euro 

Hessen 7.730 Euro 

Nordrhein-Westfalen 7.139 Euro 

Westdeutsche Flächenländer 8.661 Euro 

 
 

6 Die Sparbeschlüsse der bayerischen Staatsregierung, 
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mögliche 
Auswirkungen und finanzpolitischer Rahmen 
 
6.1 Die Sparbeschlüsse 
In seiner Regierungserklärung am 6. November 2003 hat der bayerische Ministerpräsident 
umfangreiche Einsparungen im Landeshaushalt angekündigt. Ziel ist es, im Jahre 2006 
einen ausgeglichenen Haushalt zu präsentieren und keine neuen Schulden aufzunehmen. 
Allerdings hat der bayerische Ministerpräsident das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts vor 
dem steuerpolitischen Kompromiss im Dezember vergangenen Jahres verkündet, der auch 
im Freistaat zu Steuerausfällen führen wird. 
Gemessen am Ergebnis des Jahres 2003 sollen bis zum Jahre 2008 insgesamt 15 % der 
Ausgaben eingespart werden. Nimmt man das geschätzte Ist von 2003 in Höhe von 35,0 
Mrd. Euro zum Maßstab, so errechnet sich insgesamt ein Sparvolumen von 5,25 Mrd. Euro, 
d.h. im Durchschnitt müssten pro Jahr reichlich 1 Mrd. Euro bzw. 3 % des jeweiligen 
Haushaltsvolumens eingespart werden. Allein im Jahre 2004 soll über Einsparungen in Höhe 
von 10 % entschieden werden; dies wären 3,5 Mrd. Euro.16 Doch soll ein Teil dieser 
Sparbeschlüsse, die vor allem auf eine Straffung von Verwaltungsabläufen zielen und damit 
den Personalbereich treffen, erst mittelfristig kassenwirksam werden. Weitere Informationen 
über die Struktur der geplanten Kürzungen liegen bisher nicht vor. Konkretisierungen sind in 
einem Nachtragshaushalt vorgesehen; Ende 2002 war ein Doppelhaushalt für die Jahre 
2003/2004 verabschiedet worden. 

 
(…) 
 

6.3 Auswirkungen von Ausgabekürzungen auf die Entwicklung von 
Einkommen und Nachfrage 
Jede Kürzung der Ausgaben ebenso wie jede Erhöhung von Abgaben wirkt sich – zumindest 
kurzfristig - negativ auf die Entwicklung der Einkommen und gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage aus. In welchem Umfang dies geschieht, lässt sich letztlich nur ermitteln, wenn 
man in einem makroökonomischen Modell alle gesamtwirtschaftlich relevanten 
Anpassungsvorgänge - vornehmlich Multiplikator-, Akzelerator- und Preiseffekte - als 
Reaktion auf diese Impulse simuliert. Das ist im Rahmen dieses Gutachtens nicht möglich. 
Wohl aber können im Rahmen einer Multiplikatoranalyse die kurzfristig induzierten 
Einkommens- und Nachfrageveränderungen von Ausgabekürzungen geschätzt werden. So 
werden durch Kürzungen bei den Personalausgaben unmittelbar die Einkommen der 
Beschäftigten in der Region geschmälert, während Kürzungen der Sachinvestitionen das 
regionale Einkommen in dem Maße schmälern, in dem diese Nachfrage in der Region 
wirksam wird. Sofern die induzierten Einkommensströme zu weiteren Kürzungen bei 
Nachfrage, Produktion und Einkommen führen, wird in den folgenden Runden der 
Einkommensentstehung und -verwendung eine weitere Dämpfung ausgelöst. Sie fällt aber 
von Runde zu Runde geringer aus: Ein Teil des Nachfrageausfalls entfällt auf Importe aus 
anderen Regionen, ein Teil des Einkommensrückgangs wird durch vermindertes Sparen 
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ausgeglichen, ein Teil des Rückgangs ist von den öffentlichen Haushalten in Form von 
geringeren Steuereinnahmen und Sozialbeiträgen zu tragen. Nach Berechnungen des DIW 
Berlin errechnet sich anhand der geschätzten Parameter für Berlin ein regionaler 
Multiplikator von etwa 1,35. In dieser Größenordnung bewegen sich auch andere 
Schätzungen, etwa im Rahmen von Untersuchungen zur Bedeutung von Kulturausgaben. 
Für Bayern kann ein etwas höherer Wert veranschlagt werden, da wegen der Größe des 
Landes die intraregionale Verflechtung der Einkommensströme weniger ausgeprägt sein 
dürfte. 
Unterstellt man eine dauerhafte Senkung des Ausgabenniveaus im bayerischen 
Landeshaushalt in Höhe von 2,5 Mrd. Euro, wie dies vom bayerischen Ministerpräsidenten 
angestrebt wird, so wäre hiermit - bei einem regionalen Multiplikator von 1,4 - eine 
Schmälerung der Einkommen und Nachfrage in Bayern von etwa 3,5 Mrd. Euro verbunden. 
Dies entspricht knapp 1 % des bayerischen Bruttoinlandsprodukts. Die kleinere 
gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage zieht rechnerisch Mindereinnahmen in Höhe 
von 290 Mill. Euro für den Landeshaushalt nach sich. Das heißt: Wird ein effektives Sparziel 
von 2,5 Mrd. Euro angepeilt, muss eine höhere Sparsumme ins Auge gefasst werden, da 
auch die induzierten Steuerausfälle berücksichtigt werden müssen. Wie groß die tatsächliche 
Rückwirkung auf den Landeshaushalt ist, hängt jedoch entscheidend von dem 
Länderfinanzausgleich ab: Verschlechtert sich infolge der Kürzungen Bayerns Wirtschafts- 
und Steuerkraft im Verhältnis zu den anderen Bundesländern, muss der Freistaat geringere 
Zahlungen im Finanzausgleich leisten. 
Bei allen Überlegungen ist in Rechnung zu stellen, dass die Sparbeschlüsse, wie hoch sie 
auch immer ausfallen mögen, wahrscheinlich nicht in einem Ruck, sondern Zug um Zug 
umgesetzt werden. Dies dürfte die negativen Anpassungsprozesse mildern, da die 
Wirkungen über einen längeren Zeitraum verteilt werden. 
 

7 Schlussfolgerungen 
Die Finanzpolitik auf Bundesebene wie auch auf der Ebene der Länder vollzieht eine 
Gratwanderung. Sie ist mit steigenden Finanzierungsdefiziten konfrontiert, teils aus 
konjunkturellen Gründen, teils infolge von Steuerentlastungen, mit denen das 
Wirtschaftswachstum stimuliert werden soll. Zugleich will die Politik den Anstieg der Defizite 
begrenzen, um nicht in die Verschuldungsfalle zu tappen. Aus konjunktureller Perspektive ist 
die Politik gut beraten, nicht in einer zähen wirtschaftlichen Stagnation zu versuchen, die 
Haushaltskonsolidierung voranzutreiben. Erst wenn die Wirtschaft wieder Tritt gefasst hat, ist 
der Zeitpunkt hierfür gekommen. Freilich bedeutet dies nicht, dass die Politik zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt darauf verzichten sollte, über Konsolidierungsschritte zu 
entscheiden. Vielmehr geht es um den richtigen Zeitpunkt, diese umzusetzen. Wichtig ist die 
mittelfristige Ausrichtung der Politik, die Flexibilitäten auf der Zeitschiene ermöglicht. Auf 
Landesebene sind viele Aufgaben und damit Ausgaben ohnedies nur längerfristig 
veränderbar. Konkret heißt dies, dass die bayerische Landesregierung zwar in diesem Jahr 
über Umfang und Inhalte der notwendigen Konsolidierungsmaßnahmen entscheiden sollte, 
mit der ihrer Realisierung aber eher erst im nächsten als in diesem Jahr beginnen sollte. Die 
Konsolidierungsziele der bayerischen Regierung sind sehr ehrgeizig, werden aber die 
wirtschaftliche Entwicklung hemmen. Immerhin schmälert eine Senkung des 
Ausgabenniveaus um 2,5 Mrd. Euro das bayerische Bruttoinlandsprodukt um knapp 1 %. 
Aufgrund der vergleichsweise geringen Verschuldung ist der Handlungsdruck in Bayern 
geringer als in anderen Bundesländern. 
Ein gewichtiger Teil der geplanten Einsparungen wird den Personalbereich treffen. Einmal 
werden - differenziert nach Besoldungsgruppen - das Weihnachts- und Urlaubsgeld gekürzt 
bzw. gestrichen. Zum anderen wird Personal im Landesdienst abgebaut. Gegenüber den 
andern westdeutschen Flächenländern besteht im bayerischen Landesdienst ein 
Personalüberhang von 7 400 Vollzeitäquivalenten; ein Abbau könnte den Haushalt um 350 
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Mill. Euro entlasten. Ehrgeizigere Sparziele implizieren, dass die Personalausstattung 
unterhalb des (westdeutschen) Durchschnitts sinkt. Dabei ist zu bedenken, dass die Hälfte 
aller Stellen in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und Forschung angesiedelt sind und 
Kürzungen hier die Humankapitalbasis, die wichtigste Ressource für das 
Wirtschaftswachstum, treffen. Auch Kürzungen bei den Ausgaben des Landes für Bauten 
und Ausrüstungen, also in die Infrastruktur, sind nicht unproblematisch, da sie ebenfalls 
wichtige Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum sind. Allerdings sind diese Ausgaben 
in Bayern deutlich höher als anderswo - eine Tatsache, die auch darauf zurückzuführen ist, 
dass Bayern in der Vergangenheit umfangreiche Beteiligungen verkauft hat und mit den 
Erlösen Zukunftsausgaben finanziert. Besonders problematisch wären Kürzungen bei den 
investiven Zuweisungen an die Gemeinden, deren finanzielle Lage zum Teil Besorgnis erregt 
und die als Hauptinvestor der öffentlichen Hand auf eine Verschlechterung ihrer finanziellen 
Lage unmittelbar mit dem Rotstift reagieren. 
 
 

Stoibers sinnloses Sparen  
Von Peter Bofinger, SZ vom 04.01.2004 
 
Seit Wochen stöhnt ganz Bayern unter der von Ministerpräsident Edmund Stoiber 
verkündeten Sparpolitik: Allein dieses Jahr sollen die Staatsausgaben um zehn Prozent 
sinken, bis 2008 will der Freistaat 15 Prozent weniger ausgeben als heute. Unterstellt man 
eine jährliche Inflationsrate von 1,5 Prozent, müssen die staatlichen Leistungen bis dahin um 
mehr als ein Fünftel abgebaut werden. Da wohl bisher kaum jeder fünfte Euro im Freistaat 
sinnlos zum Fenster hinausgeworfen wurde, wird dieser Sparkurs zu einer erheblichen 
Einschränkung des Angebots an öffentlichen Gütern führen, besonders bei der 
Bildungspolitik, der Sicherheit, der Gesundheit und dem Naturschutz.  
In seiner Regierungserklärung rechtfertigt der Ministerpräsident diese Politik mit dem Ziel, im 
Jahr 2006 als erstes Bundesland keine neuen Schulden mehr zu machen. Doch warum 
muss es gerade das Jahr 2006 sein - und nicht etwa 2007 oder 2008? Und warum soll ein 
Länderhaushalt überhaupt ausgeglichen sein? Stoiber sagt: „Wir sparen, weil wir unseren 
Kindern nicht erdrückende Schulden und Zinslasten vererben wollen. Wir wollen nicht das 
Konto unserer Kinder und Enkel plündern.“ Für einen Laien, der gewohnt ist, 
volkswirtschaftliche Zusammenhänge aus der Sicht des Hausvaters zu betrachten, klingt das 
überzeugend. Wer wollte schon seinen Kindern Schulden hinterlassen?  
Für den Volkswirt greift eine solche Betrachtungsweise jedoch zu kurz. Das beginnt schon 
bei der Behauptung, die Staatsverschuldung plündere das Konto der Kinder und Enkel. 
Natürlich erben diese die heute aufgenommen Schulden des Staates, die sie dann mit ihren 
Steuern bedienen müssen. Aber wo bleiben die dafür ausgegebenen Staatsanleihen? Da 
sich Deutschland - anders als beispielsweise die Vereinigten Staaten - per saldo nicht im 
Ausland verschuldet, landen die Forderungen gegenüber dem Staat ebenfalls Euro für Euro 
bei den Kindern und Enkeln. Anders als beim Modell der Familie hat die Staatsverschuldung 
also, sieht man die Volkswirtschaft insgesamt, keinerlei Einfluss auf das Vermögen und 
damit die Einkommen der künftigen Generationen.  
Wie reich wir in Zukunft sein werden, hängt allein davon ab, wie gut unsere Infrastruktur sein 
wird und wie qualifiziert die Kinder und Enkel ausgebildet sein werden. Natürlich ist dafür 

               15



          CSU:  Po l i t i k  auf  Spar f lamme 
 
 

auch das in der privaten Wirtschaft vorhandene Kapital von Bedeutung. Ein Staat, der klug in 
Bildung und Infrastruktur investiert, macht seine Kinder reicher. Wenn dies mit einer höheren 
Verschuldung einhergeht, ist das so lange unproblematisch, als die staatlichen Investitionen 
zu steigenden Einkommen der Kinder und Enkel führen. Auf diese Weise sind unsere 
Nachkommen dann auch ohne weiteres in der Lage, mehr Steuern für die Zinsen zu zahlen. 
Aus dieser Einsicht heraus wurde schon im 19. Jahrhundert die „goldene Regel“ für die 
Finanzpolitik entwickelt, nach der es für einen Staat zulässig ist, seine Investitionen durch 
Kredite zu finanzieren. Für eine Regierung, die in der Lage ist, zukunftsträchtige 
Investitionsprojekte für ihr Land zu erkennen, hat das Ziel eines ausgeglichenen Budgets 
daher keinen Sinn.  
Politiker sollten sich in Sachen Staatsschulden also nicht vom Hausvater-Modell leiten 
lassen, sondern von der Sichtweise des Unternehmers. Was wäre von einem Fabrikanten zu 
halten, der seinem Sohn in zehn Jahren ein Unternehmen ohne Schulden vererben will und 
deshalb aufhört zu investieren? Das Unternehmen wäre dann vielleicht schuldfrei, aber es 
wäre kaum noch etwas wert.  
Die Sichtweise des Hausvaters ist aber auch aus einem zweiten Grund äußerst gefährlich für 
die Fiskalpolitik. Familie Müller kann in der Regel relativ einfach sparen: Sie fährt nicht in den 
Urlaub, oder das neue Auto muss noch ein Jahr warten. Bei unverändertem Einkommen 
sinken die Ausgaben, womit es den Müllers möglich wird, mehr auf die hohe Kante zu legen. 
Die Finanzminister der Bundesländer scheinen heute in denselben Kategorien zu denken. 
Man kürzt die Ausgaben und erwartet, dass die Steuereinnahmen davon unbeeinflusst 
werden. Doch so einfach ist das nicht. Wenn in Bayern - wie geplant - massiv öffentliche 
Investitionen gestoppt werden, hat dies negative Effekte auf die Bauwirtschaft, den 
Arbeitsmarkt und schließlich den Einzelhandel. Am Ende wird der Finanzminister feststellen, 
dass leider die Steuern wieder hinter den Schätzungen zurückgeblieben sind. Ein gutes 
Anschauungsbeispiel hierfür ist die Finanzpolitik des Bundes im vergangenen Jahr. Durch 
Steuer- und Abgabenerhöhungen sowie durch Ausgabenkürzungen sollte die 
Neuverschuldung zurückgeführt werden. Doch die Konjunktur ging dabei in die Knie, und am 
Ende ist die Neuverschuldung des Jahres 2003 doppelt so hoch wie geplant ausgefallen.  
Der bayerische Finanzminister kann dem natürlich entgegenhalten, dass es der Konjunktur 
wenig helfen würde, wenn Bayern als einziges Bundesland nicht spart. Doch ist das noch 
kein Freibrief dafür, sich als deutscher Meister im Sparen profilieren zu wollen. Wichtiger ist 
die gesetzliche Verpflichtung durch das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz aus dem Jahr 
1967. Dies Gesetz verpflichtet Bund und Länder, bei ihrer Haushaltspolitik das 
„gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht“ zu berücksichtigen. Wie immer man diese Vorschrift 
im Einzelnen interpretieren mag, eine Kürzung der Ausgaben um zehn Prozent bei einer 
nach wie vor sehr labilen Binnennachfrage ist damit nicht zu vereinbaren.  
Der derzeitige Aktionismus der Staatsregierung ist also in zweifacher Hinsicht gefährlich. Er 
bedroht auf kurze Sicht die gerade aufkeimende Belebung, und er beeinträchtigt mittel- und 
längerfristig die Wettbewerbsfähigkeit des Freistaats. Das bedeutet nicht, dass in Zukunft bei 
den öffentlichen Ausgaben alles so bleiben soll, wie es ist. So kann an den Hochschulen 
zweifellos das Geld effizienter eingesetzt werden. Doch die notwendigen 
Strukturveränderungen kann man nicht über Nacht umsetzen. Wer von den Universitäten bis 
Ende 2004 Einsparungen von fünf Prozent fordert, zwingt sie, nach dem Schrotflinten- oder 
Rasenmäherprinzip zu sparen, womit viel Zukunftsträchtiges unter die Räder kommt. 
Sinnvoll ist nur eine mittelfristig angelegte Strategie. So könnte man zum Beispiel jede 
Universität verpflichten, bis zum Jahr 2006 Einsparpotenziale von zehn Prozent gegenüber 
dem Status quo zu identifizieren. Die Mittel könnten dann im Wettbewerb nach 
leistungsorientierten Kriterien wieder an die Universitäten ausgeschüttet werden.  
Für eine solche Modernisierung mit Augenmaß spricht vor allem, dass Bayern nicht unter 
Zeitdruck steht. Die Schulden je Einwohner liegen mit 1552 Euro weit unter dem 
Durchschnitt der Bundesländer (4665 Euro). Diesen Standortvorteil gilt es heute bewusst 
einzusetzen. Man muss in München also nicht das Risiko eingehen, den Aufschwung tot zu 
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sparen, und man kann es sich leisten, die notwendigen Anpassungen bedacht und gezielt 
vorzunehmen. Und wenn das wirklich gut gelingt, steigen sogar die Chancen, im Jahr 2006 
einen ausgeglichen Haushalt zu verwirklichen. Die Erfahrung lehrt, dass 
Wirtschaftswachstum die wichtigste Voraussetzung für gesunde Staatsfinanzen darstellt.  
 

Professor Peter Bofinger, 49, lehrt Volkswirtschaft an der Universität Würzburg 
und ist Mitglied des Sachverständigenrates der Bundesregierung zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
 
 
 

Angebliche Etaterhöhungen für die Hochschulen ? 
Reine Mogelpackung ! 
von Kathrin Sell & Philipp Dees 
 
Über Monate hinweg ist an den Hochschulen gegen die massiven Kürzungen protestiert 
worden. Während die RektorInnen jetzt Fakten schaffen, hat Wissenschaftsminister Goppel 
in der Welt am Sonntag vom 22.02.2004 plötzlich eine Erhöhung des Etats der Hochschulen 
um ein Drittel bis 2012 angekündigt. 
 
Was auf den ersten Blick nach Einsicht aussieht, hat in Wirklichkeit sehr viele Haken: So hat 
der CSU-Fraktionsvorsitzende Hermann in der Süddeutschen Zeitung vom 24.02., in der er 
der Aussage von Goppel grundsätzlich zustimmte, gleichzeitig angekündigt, dass im 
Doppelhaushalt 2005/06 noch einmal im Hochschuletat gekürzt wird. Eine Ausweitung der 
Ausgaben für die Hochschulen gibt es also frühestens im Doppelhaushalt 2007/08. Das 
überrascht aber überhaupt nicht. Schließlich wird dieser Doppelhaushalt im 
Bundestagswahlkampf 2006 vom Landtag beraten werden. Dass dann Stoiber, der immer 
noch Bundeskanzler werden will, mit dem Füllhorn durch das Land zieht und auch den 
Hochschulen mehr Geld zukommen lässt, ist keine Sensation, sondern Wahlkampftaktik. 
Das gleiche gilt für den Doppelhaushalt 2009/10, der im Landtagswahlkampf 2008 zur 
Beratung ansteht. Und dass nach der Wahl Zusagen nichts mehr gelten, kennen wir nicht 
nur von der sozialdemokratischen Bundesregierung, sondern insbesondere auch von CSU-
Regierungen. Bei den jetzigen Kürzungen war es ja nicht anders. 
 
Die angebliche Erhöhung der Hochschulausgaben ist auch keine Erhöhung der 
Bildungsausgaben. Was die Hochschulen mehr bekommen, soll nämlich bei den Schulen 
gestrichen werden. 5000 LehrerInnenstellen sollen einfach weggekürzt werden, um so an 
Geld für die Hochschulen zu kommen. Der Rest der Erhöhung kommt aus 
„Studienbeiträgen“, wie im Sprachgebrauch der CSU Studiengebühren seit neuestem 
heißen. Was Goppel als großzügige Leistung der Staatsregierung verkauft, sollen also in der 
Wirklichkeit die Studierenden selbst bezahlen. 
 
Wissenschaftsminister Goppel kündigt mehr Geld für die Hochschulen in ferner Zukunft an. 
Währenddessen setzt die CSU den Umbau des Bildungswesens zu einer Produktionsanlage 
für Humankapital immer weiter fort. Die Hochschulen der Zukunft sollen – wie im übrigen 
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auch die Schulen – nicht mehr das Ziel verfolgen, Menschen die Teilhabe an der 
Gesellschaft zu ermöglichen und ihnen die Fähigkeit an die Hand zu geben, sich kritisch mit 
der Umwelt und den gesellschaftlichen Bedingungen auseinanderzusetzen, sondern nur 
noch ökonomisch rentable Berufsausbildung betreiben. Jeglicher emanzipatorische 
Bildungsansatz geht also verloren. Die Ankündigung, den Hochschulen in Zukunft mehr Geld 
zur Verfügung stellen zu wollen, ist dabei nicht zuletzt als Mittel der Disziplinierung gedacht: 
Goppel verknüpft die Ankündigung mit der Bedingung, dass die Hochschulen – und auch die 
Studierenden – ihren Widerstand gegen die jetzigen Kürzungen und den Umbau der 
Hochschulen aufgeben. „Die Landtagsmehrheit werde […] Bestandsgarantien für die  
Hochschulen nur verankern, wenn die Hochschulen mitziehen“, so Goppel in der WamS. 
 
Die aktuellen Kürzungen an den Hochschulen sind im Übrigen massiver als von der CSU 
behauptet. Das Finanzministerium hat nämlich die Verwaltungsgebühren, die ab dem 
Wintersemester 2004/05 erhoben werden sollen, schon für das Sommersemester 2004 in 
den Haushaltsplan eingestellt. Die Einnahmen aus der Verwaltungsgebühr sind also doppelt 
so hoch im Nachtragshaushalt angesetzt wie sie tatsächlich zustande kommen werden. 
Fallen die Einnahmen aus der Verwaltungsgebühr aber geringer aus als geplant, wird dies 
den Hochschulen von ihrem Etat abgezogen. An den Hochschulen werden also 11 Millionen 
Euro mehr gestrichen als angekündigt. Das bedeutet, dass an den Hochschulen ca. 200 
Stellen zusätzlich abgebaut werden – die Hälfte dessen, was durch die Verwaltungsgebühr 
angeblich gerettet wurde. 
 
Die angekündigten Etaterhöhungen sind also nichts anderes als Mogelpackungen. Der 
Abbau an den Hochschulen wird vielmehr noch stärker betrieben als befürchtet. 
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